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Drucksache VI/3457 


Der Bundesminister der Justiz 

-3430/12- 10 679/72- 


Bonn, den 30. Mai 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Schutz des Verbrauchers vor Allgemeinen Geschäfts- 
bedingungen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schneider (Nürn- 
berg), Dr. Jaeger, Geisenhofer, Dr. Jobst, Biehle, Niegel 
und Genossen 
— Drucksache VI/3437 — 


Die o. a. Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit 
dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen wie 
folgt: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Rechtsstellung des Ver- 
brauchers im Zusammenhang mit Allgemeinen Geschäfts- 
bedingungen? 

Der Verbraucher muß sich in weiten Bereichen und vielfach 
auch bei Rechtsgeschäften des täglichen Lebens Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen unterwerfen, die ohne seine Mitwirkung 
aufgestellt werden. Dabei werden ihm häufig unbillige Ver- 
tragsklauseln aufgezwungen, die zu seinen Ungunsten von den 
auf einen gerechten Interessenausgleich gerichteten, jedoch ab- 
dingbaren Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches und 
anderer Gesetze abweichen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß der Schutz des 
Verbrauchers gegenüber Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
verbessert werden. Die Intensivierung der richterlichen Kon- 
trolle von Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die sich in der 
Rechtsprechung der letzten Jahre deutlich abzeichnet, ist zu 
begrüßen. Jedoch ist damit ein ausreichender Schutz des Ver- 
brauchers nicht sichergestellt. Denn nur ein kleiner Teil der 
Streitfälle, denen unbillige, einseitige Klauseln in Allgemeinen 
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Geschäftsbedingungen zugrunde liegen, gelangt zur richter- 
lichen Entscheidung. Der einzelne Verbraucher ist meist über- 
fordert, wenn er beurteilen soll, ob eine ihm ungünstige Klau- 
sel nach den von der Rechtsprechung entwickelten Billigkeits- 
grundsätzen als unwirksam anzusehen ist. Er wird es daher in 
der Regel wegen des oft erheblichen Kostenrisikos nicht auf 
einen Rechtsstreit ankommen lassen. Hinzu kommt, daß die 
unmittelbare Wirkung der gerichtlichen Entscheidung sich auf 
den entschiedenen Einzelfall beschränkt; es ist daher nicht ge- 
währleistet, daß der Unternehmer die beanstandete Klausel 
künftig nicht mehr verwendet. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, alsbald vorbereitende Arbeiten 
für gesetzgeberische Maßnahmen zur Verbesserung der Rechts- 
stellung des Verbrauchers aufzunehmen? 


Die Bundesregierung hat bereits in ihrem Bericht zur Ver- 
braucherpolitik vom 18. Oktober 1971 (Drucksache VI/2724) 
zum Ausdruck gebracht, daß sie einen wirksamen Schutz der 
Verbraucher gegenüber unangemessenen Vertragsbedingun- 
gen, in denen sich die mißbräuchliche Verfolgung einseitiger 
Interessen verkörpert, für unerläßlich hält, und daß sie der 
Untersuchung dieser Fragen besondere Aufmerksamkeit wid- 
men wird. Im Bundesministerium der Justiz wird zur Zeit eine 
gesetzliche Regelung zur Verbesserung des Schutzes des Ver- 
brauchers gegenüber Allgemeinen Geschäftsbedingungen vor- 
bereitet. Im Monat Juni wird eine Besprechung mit den Justiz- 
verwaltungen der Länder stattfinden, bei der das weitere Ver- 
fahren erörtert werden soll. 


3. Welche gesetzgeberischen Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um das rechtspolitisch dringend gebotene Ziel eines ver- 
besserten Verbraucherschutzes vor Allgemeinen Geschäfts- 
bedingungen zu erreichen? 


In der rechtspolitischen Diskussion werden verschiedene Mög- 
lichkeiten zur Verbesserung des Verbraucherschutzes gegen- 
über Allgemeinen Geschäftsbedingungen erörtert, insbesondere 
die Vermehrung der zwingenden und halbzwingenden Normen 
des Privatrechts, eine umfassende behördliche Kontrolle durch 
Einführung einer allgemeinen Genehmigungspflicht für All- 
gemeine Geschäftsbedingungen, die Einführung einer behörd- 
lichen Kontrolle von Allgemeinen Geschäftsbedingungen auf 
Antrag oder von Amts wegen nach dem Opportunitätsprinzip 
und die Einführung einer abstrakten Feststellungs- oder Unter- 
lassungsklage mit Aktivlegitimation von Verbänden. Welche 
Maßnahmen am besten geeignet erscheinen, um das rechts- 
politisch gebotene Ziel eines verbesserten Verbraucherschut- 
zes vor Allgemeinen Geschäftsbedingungen zu erreichen, läßt 
sich im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht beurteilen. 
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4. Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der Vielschichtigkeit 
der in diesem Zusammenhang aufgeworfenen wirtschafts- und 
rechtspolitischen Fragen und des offensichtlichen Fehlens von 
Patentlösungen die Prüfung des Gesamtkomplexes zunächst 
einer Sachverständigenkommission zu übertragen? 

Bei der in Kürze stattfindenden Besprechung mit den Landes- 
justizverwaltungen wird erörtert werden, welcher weitere Weg 
bei der Vorbereitung gesetzgeberischer Maßnahmen zweck- 
mäßigerweise einzuschlagen ist. Dabei wird auch zu erwägen 
sein, inwieweit zur Prüfung der anstehenden Fragen eine Sach- 
verständigenkommission hinzugezogen werden soll. 

Gerhard Jahn 
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